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rechtsprechung betriebsverfassung

n Bedeutung für die Praxis

Das Bundesarbeitsgericht stellt mit
der vorliegenden Entscheidung klar,
dass der Sonderkündigungsschutz
von Betriebsratsmitgliedern gemäß 
§ 15 KSchG „insolvenzsicher“ ist und
stärkt damit ihre Rechte erheblich. 
§ 113 InsO ermöglicht dem Insolvenz-
verwalter die Kündigung von Arbeits-
verhältnissen mit einer Frist von ma-
ximal drei Monaten zum Monatsen-
de, unabhängig von gesetzlichen
oder vertraglichen längeren Kündi-
gungsfristen. Kommt zwischen Insol-
venzverwalter und Betriebsrat ein So-
zialplan mit Interessenausgleich zu-
stande, in dem die zu kündigenden
Mitarbeiter namentlich benannt sind
(vgl. § 125 InsO), beschränkt sich die
Überprüfung des Arbeitsgerichts le-

diglich auf grobe Fehler. Im Ergebnis
hat ein Mitarbeiter, dessen Name
sich auf der Liste findet, somit wenig
bis keine Möglichkeiten, sich auf die
Unwirksamkeit der Kündigung, insbe-
sondere die fehlerhafte Sozialaus-
wahl, zu berufen. Umso höher ist der
durch die vorliegende Entscheidung
hervorgehobene besondere Kündi-
gungsschutz der Betriebsratsmitglie-
der zu bewerten: Das Bundesarbeits-
gericht stellt sich zu Gunsten der In-
teressenvertreter auf den Stand-
punkt, dass diese von vorn herein
nicht in die Sozialauswahl einzube-
ziehen sind. Eine Überprüfung der
Sozialauswahl durch die Arbeitsge-
richte in Bezug auf Betriebsratsmit-
glieder entfällt damit völlig.

Kündigungsschutz für
Betriebsratsmitglieder

Auch in der Insolvenz genießen Be-
triebsratsmitglieder den besonderen
Kündigungsschutz des § 15 KSchG.
Sie sind daher nicht in die Sozialaus-
wahl einzubeziehen.

(Leitsatz des Bearbeiters)

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 17.11.2005
– 6 AZR 118/05

n Der Fall
Die Arbeitgeberin hatte drei Abteilun-
gen – Dreherei, Schmiede und In-
standhaltung. Zuletzt wurden vier
Meister beschäftigt. Drei hatten ei-
nen fest zugewiesenen Arbeitsplatz.
Hierzu gehörte der Kläger, der zuletzt
in der Dreherei tätig war. Zudem gab
es einen „Springer“, der zwischen
den drei Abteilungen eingesetzt wur-
de. Dieser gehörte dem Betriebsrat
an.

Nachdem das Insolvenzverfahren
eröffnet worden war, schloss der In-
solvenzverwalter mit dem Betriebsrat
zum Zwecke der Sanierung des Be-
triebs einen Interessenausgleich. Die-
ser beinhaltete eine Reduzierung der
Mitarbeiter. Die zu kündigenden Ar-
beitnehmer wurden in einer Liste na-
mentlich bezeichnet. Von den Kündi-

gungen betroffen war auch der Klä-
ger, der hiergegen eine Kündigungs-
schutzklage erhoben hat. Er ist der
Ansicht, die Sozialauswahl sei fehler-
haft. Aufgrund der weitaus kürzeren
Betriebszugehörigkeit hätte zunächst
dem „Springer“ gekündigt werden
müssen.

n Die Entscheidung
Das Bundesarbeitsgericht hält die
Kündigung des Klägers für wirksam. §
125 InsO sehe vor, dass die Auswahl
der zu kündigenden Arbeitnehmer auf
grobe Fehlerhaftigkeit beschränkt 
ist, wenn die zu kündigenden Perso-
nen in einem Interessenausgleich na-
mentlich benannt sind. Diese Rege-
lung habe jedoch nur gegenüber dem
allgemeinen Kündigungsschutz Vor-
rang. Gegenüber dem Sonderkündi-
gungsschutz für Betriebsratsmitglie-
der gemäß § 15 KSchG trete sie
zurück. Denn gesetzliche Kündi-
gungsverbote würden dem allgemei-
nen Kündigungsschutz als spezial-
gesetzliche Regelungen vorgehen. Be-
triebsratsmitglieder bedürften auch
in der Insolvenz des Arbeitgebers ei-
nes besonderen Kündigungsschutzes.
Im Falle einer Betriebseinschränkung
(hier: Personalreduzierung) genieße
der Sonderkündigungsschutz gegen-
über dem allgemeinen Kündigungs-
schutz absoluten Vorrang. Betriebs-
ratsmitglieder seien daher nicht in
die Sozialauswahl einzubeziehen.
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